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Um die Sicherung des sozialen Friedens
In der wirtschaftspolitischen Diskussion haben

sich die Meinungsfronten so sehr verhärtet, daß
eine Überwindung der Gegensätze unmöglich
erscheint. Und doch sind sich alle verantwor-
tungsbewußten Kreise darüber im klaren, daß
so oder so zumindest eine Lockerung der Span-
nungen erreicht werden muß. Jeder Ansatz in
dieser Richtung — gleichgültig von welcher
Seite er ausgeht — verdient es daher, sorg-
fältig darauf untersucht zu werden, ob er ge-
eignet ist, zur Lösung der sozialen Fragen
unserer Zeit beizutragen.

Auf Unternehmerseite will die Volkswirt-
schaftliche Gesellschaft e. V. in Hamburg durch
sachliche Aussprachen an die Klärung der um-
strittenen Probleme herangehen. Sie tut das in
einer Weise, die zu einigen Hoffnungen be-
rechtigt, sofern sich die fortschrittlichen Ele-
mente durchzusetzen vermögen und der Gefahr
einseitiger Orientierung entschieden begegnet
wird. Es geht der Gesellschaft vor allem darum,
ein Bollwerk gegen eine bolschewistische Zer-
setzung zu errichten. Den kalten Krieg gegen
die Ostpropaganda in den Betrieben zu ge-
winnen, betrachtet sie als eine ihrer Haupt-
aufgaben. Ihr besonderes Augenmerk richtet
sie daher auf die Herstellung eines gesunden
Verhältnisses zwischen Unternehmensleitungen
und Belegschaften. Gespräche zwischen Unter-
nehmern, die Unterrichtung der Junioren sowie
„Mitarbeiteraussprachen“ sollen sich als be-
währte Mittel erwiesen haben. Der Unterrichtung
derjenigen, denen im Zusammenhang mit den
nach dem Betriebsverfassungsgesetz zu bilden-
den Gremien wichtige Funktionen zufallen,
wird erhebliche Bedeutung beigemessen. Es
sollen aber auch diejenigen Kreise, die weder
Unternehmer noch Arbeitnehmer sind, die
sogenannte „dritte Kraft“ — Ärzte, Lehrer
und Richter — systematisch mit dem Ge-
dankengut der Gesellschaft vertraut gemacht
werden. Man erachtet es als notwendig, die
Vertreter der Kirchen mit ihren weitgehenden
Auswirkungsmöglichkeiten in die heute be-
stehende wirtschafts- und sozialpolitische Pro-
blematik einzuführen. In einem staatsbürger-
lichen Institut sollen die Erfahrungen der
Praxis gesammelt, auf ihre theoretischen Er-
kenntnisse ausgewertet und wieder an die
Praxis zurückgegeben werden. Seit über einem
Jahr werden an zahlreichen Orten des Bundes-
gebietes sogenannte „Mitarbeiter-Seminare“
veranstaltet, in denen aktuelle Probleme unseres
Wirtschafts- und Soziallebens diskutiert werden.

Der Aktionsradius der Volkswirtschaftlichen
Gesellschaft ist sehr groß. Soweit sie ihr Pro-
gramm im Geiste der Toleranz, ohne Dema-
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gogie und unter Vermeidung jeglicher Partei-
propaganda durchführt, besteht wenig Grund,
dagegen zu opponieren. Werden diese Bedin-
gungen jedoch nicht erfüllt, dann kann hier
sozialer Sprengstoff erzeugt werden, dessen
Entzündung für Arbeiter wie Unternehmer
katastrophale Folgen haben dürfte. Es sei be-
sonders darauf hingewiesen, daß die Über-
betonung der „Betriebsfamilie“ keineswegs dazu
angetan ist, das weitverbreitete Unbehagen
und Mißtrauen in der deutschen Arbeiterschaft
zu vermindern. Zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern bestehen Gegensätze, die sich in
unserer jetzigen Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung einfach nicht beseitigen lassen. Durch
eine Verwischung dieser Gegensätze und die
Vorspiegelung einer paradiesischen Betriebs-
harmonie leistet man dem Gedanken einer voll-
wertigen Partnerschaft keinen guten Dienst.
Hinzu kommt in der Regel die Abwehr über-
betrieblicher — d. h. gewerkschaftlicher — Ein-
flüsse, die letzten Endes darauf hinausläuft,
den einzelnen in neue Abhängigkeitsverhält-
nisse zu stoßen. Die stark forcierten Maß-
nahmen auf dem Gebiete der industriellen Be-
ziehungen haben leider oft solche Tendenzen.
Sie zielen nicht auf einen vernünftigen Ausgleich
ab, sondern umgehen die Lösung der eigent-
lichen Probleme, indem sie sie auf eine andere
Ebene verschieben.

Da die Volkswirtschaftliche Gesellschaft
großen Wert auf die Verbindung mit gleich-
laufenden Bestrebungen im Ausland legt, hält
sie auch besondere Tagungen ab, auf denen
maßgebliche Vertreter anderer Länder zu
Worte kommen. Mitte Mai wurde in Zusam-
menarbeit mit der Auslandswissenschaftlichen
Gesellschaft in Hamburg eine internationale
Zusammenkunft arrangiert, bei der Maßnahmen
zur Sicherung des sozialen Friedens in der
gegenwärtigen Weltspannung besprochen wur-
den. Die wohlüberlegte Tagesordnung gliederte
sich in drei Themenkreise: 1. Das soziale Pro-
blem nach einem Erfolg in der Verteidigung
gegen den Kommunismus. Hierzu wurden vier
Referate gehalten. Dr. von Gadolin (Dozent
an der Universität Helsinki) sprach über die
Haltung der finnischen Arbeiterschaft ange-
sichts des verlorenen Krieges, der Flüchtlings-
not und der sowjetischen Nachbarschaft. Direk-
tor Heinrich Walther (Berlin) gab Auskunft
über den Kampf der Berliner Bevölkerung
gegen den Kommunismus. Heinz Barth (Madrid)
referierte über die Stimmung der spanischen
Arbeiterschaft seit dem Ende des Bürgerkrieges.
Am Beispiel der Tschechoslowakei gab Vla-
dimir Pekelski (Brünn-München) eine Dar-
stellung des Ablaufs der kommunistischen
Machtergreifung in den Satellitenstaaten. 2.
Ausländische Einflußnahme auf sozialpolitische
Lösungsversuche. Prof. Dr. Schwind berichtete
über die amerikanischen Eingriffe in die japa-

nische Betriebsstruktur und die japanische So-
zialpolitik. Das Gegenstück dazu bildeten Aus-
führungen von Präses Dr. Josef Schmitt (Köln)
über die britischen Eingriffe in die westdeutsche
Betriebsstruktur und die westdeutsche Sozial-
politik. Schließlich gab M. R. Boukobza (Force
Ouvrière, Paris) eine Übersicht über die Ent-
wicklung der französischen Gewerkschaftsbe-
wegung. 3. Die Aufgabe des Betriebes für
psychologische Festigung gegenüber der kom-
munistischen Infiltration. Über die amerikani-
schen und deutschen Bemühungen um ein
günstiges Betriebsklima sprachen Fred Treitz
(Labour Officer beim US-Generalkonsulat
Hamburg) und Prof. Dr. Schrewe (Hamburg).

Die Referenten analysierten die Wirtschafts-
und Sozialstruktur der verschiedenen Länder
und korrigierten dabei viele falschen Ansichten.
Faßt man ihre Ausführungen zusammen, so
stößt man auf zwei Grundtatsachen, die für
die Abwehr des Kommunismus von Bedeutung
sind: 1. Die Ursache für die Ausbreitung sowjeti-
scher Ideologien waren in jedem Land schlechte
soziale Verhältnisse, Der Lebensstandard der
arbeitenden Bevölkerung war so niedrig, daß
die breite Masse gegen die bestehende Ordnung
opponierte und dabei ein Opfer der kommu-
nistischen Propaganda wurde. 2. Jedes Volk
reagierte auf die kommunistische Bedrohung
anders. Zwischen Finnland, Berlin, Spanien,
Frankreich oder gar Japan bestehen praktisch
keine Parallelen. Hieraus ergeben sich zwei
Schlußfolgerungen: Einmal ist die beste Waffe
gegen die Gefahr aus dem Osten die allge-
meine Hebung des Lebenshaltungsniveaus. Zum
anderen muß man sich davor hüten, die Maß-
nahmen, die in einem bestimmten Land unter
gegebenen Voraussetzungen zum Erfolg führten,
auf die eigenen Verhältnisse zu übertragen.

Uns interessieren hier in erster Linie die
Konsequenzen, die sich aus der kommunistischen
Bedrohung für die menschlichen Beziehungen in
der deutschen Industrie ergeben. Bezeichnend
ist wohl die Tatsache, daß die östliche Gefahr
das Thema der Tagung bildete und offensicht-
lich der eigentliche Grund ist, aus dem heraus
die Problematik der innerbetrieblichen Sozial-
politik in den Mittelpunkt der öffentlichen Dis-
kussion getreten ist. Erst jetzt, da Leib und
Leben auf dem Spiele stehen, hat sich die Ein-
sicht durchgesetzt, daß an unserer Gesellschafts-
ordnung etwas nicht stimmt. Wir wollen die
Motive hier außer acht lassen und uns mit
dem Hinweis begnügen, daß in der deutschen
Unternehmerschaft ernsthafte Anstrengungen
gemacht werden, um das Verhältnis zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf eine neue
Grundlage zu stellen und damit dem Kommu-
nismus den Boden zu entziehen. Eine bessere
Sozialordnung kann aber auf verschiedenen
Wegen erreicht werden. Es gibt in Deutschland
zumindest zwei mächtige Gruppen, die sehr
verschiedene Auffassungen über die Art und
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Weise haben, auf die eine neue Ordnung ver-
wirklicht werden kann: die Gewerkschaften
und die Vereinigungen der Arbeitgeber. Soll
eine Annäherung der gegensätzlichen Meinungen
der beiden Sozialpartner in den Bereich des
Möglichen rücken, dann werden Konzessionen
nicht zu umgehen sein. Nach Lage der Dinge
sind die Unternehmer aber diejenigen, die in
erster Linie auf verschiedene Machtpositionen
verzichten müßten, die sie heute innehaben.
Tun sie das nicht, dann ist nicht abzusehen,
wie sich an den augenblicklichen Zuständen
Grundlegendes ändern soll. „Die Unternehmer-
schaft sollte endlich begreifen, daß es so wie
bisher nicht weitergehen kann. Sie sollte be-
greifen, daß unsere unsoziale Marktwirtschaft
mit ihrer sozial einseitigen Vermögensbildung
nur möglich war infolge des politischen Schocks,
den unser Volk von bolschewistischer Seite
erhalten hat. Würde es uns nicht so deutlich
demonstriert, wie wenig der Kommunismus
imstande ist, eine bessere Sozialordnung auf-
zubauen, so gäbe es bei uns kein Verlangen
nach Mitbestimmung, aber höchstwahrscheinlich
auch kein Privateigentum mehr. Die Unter-
nehmerschaft sollte begreifen, daß unsere
restaurativen Verhältnisse, die aus dieser poli-
tischen Resignation möglich wurden, nicht von
Dauer sein können, sondern daß ein Weg zum
echten sozialen Ausgleich gefunden werden
muß, ehe sich neue Radikalisierungstendenzen
in unserem öffentlichen Leben zeigen.“ 1)

Auf der Zusammenkunft der Volkswirt-
schaftlichen Gesellschaft machten sich zwei
Strömungen bemerkbar, die für die Unter-
nehmerschaft charakteristisch sein dürften. Die
Vertreter der einen, der reaktionären, haben
den Anschluß an die Gegenwart nicht gefun-
den. Sie leben noch im 19. Jahrhundert und
kämpfen gegen einen extremen Marxismus,
der nur in ihrer Phantasie eine Rolle spielt.
Der vermeintlichen marxistischen Gefahr stel-
len sie eine liberale Ordnung mit romantischen
Zügen entgegen. Patriarchalische Gedanken
und „Führer-Gefolgschafts-Komplexe“ sind
wesentliche Bestandteile ihrer „neuen“ Idee.
Dieser Teil der Unternehmerschaft handelt
oft in gutem Glauben, nicht selten aber auch
aus engstirniger Verbissenheit und kurzsichti-
gem Egoismus. Die zweite Richtung ist fort-
schrittlich gesinnt. Hierher gehören vor allen
Dingen die Junioren, die den sozialen Proble-
men aufgeschlossener gegenüberstehen und
sich bemühen, zu einer tragbaren Lösung der
Konflikte zu kommen. In diesen Kreisen stößt
man auch auf Verständnis für die Anliegen
der Gewerkschaften. Die Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit, zumindest zu einer loyalen
Auseinandersetzung über die beiderseitigen
Interessen, scheint durchaus vorhanden zu sein.
1) Prof. Dr. Heinz-Dietrich Ortlieb „Der Kampf um

Wirtschaftsdemokratie und Mitbestimmung“ in
„Wirtschaftsdienst“, Heft 12/1952.

Die Frage nach dem Kern einer sozialen
Neuordnung hat Prof. Schrewe mit dem Hin-
weis beantwortet, daß man den Menschen als
Mensch ansprechen müsse. Diese Fähigkeit be-
sitzt leider Seltenheitswert. Sie war bei man-
chen Unternehmern noch nie vorhanden. Aus
diesem Grunde läuft sich auch die Human-
Relations-Bewegung allmählich tot. Nicht ohne
triftige Gründe macht man den Betriebsleitun-
gen zum Vorwurf, daß sie mit Hilfe der inner-
betrieblichen Sozialpolitik einen Keil zwischen
die Arbeiter und ihre Gewerkschaften treiben
wollen. Da die Gefahren einer zu starken Bin-
dung an das Unternehmen für die Unabhän-
gigkeit und das Ausgeliefertsein des einzelnen
an das Wohlwollen des Arbeitgebers viel zu
offensichtlich sind, kann eine verantwortungs-
bewußte Gewerkschaftsorganisation den Expe-
rimenten auf diesem Gebiet nicht untätig zu-
sehen. Wer sie ausschalten will, beschwört neue
Spannungen herauf. Deshalb ist ganz entschie-
den vor derartigen Absichten zu warnen. Es
müssen Mittel gefunden werden, die den Ar-
beiter vom Lohnsklaven zum mitgestaltenden
und mitbestimmenden Partner machen. Daß
man in diesem Bemühen aus der Sphäre des
reinen Machtkampfes heraustreten und an die
Stelle längst überholter Dogmen und dema-
gogischer Tatsachenverdrehungen Toleranz,
Vorurteilslosigkeit und Achtung vor gegen-
sätzlichen Meinungen setzen muß, liegt auf der
Hand. Aber „so notwendig es ist, die mar-
xistische Klassenkampftheorie in ihren irrigen
Konsequenzen abzulehnen, so notwendig ist
auch die Feststellung, daß der soziale Fort-
schritt der letzten 100 Jahre ohne den Klassen-
kampf von unten nicht möglich gewesen wäre.“
Diese Worte, mit denen Prof. Ortlieb kürzlich
eine Arbeitstagung der Akademie für Gemein-
wirtschaft abschloß, sollten sich vor allen Din-
gen die Unternehmer zu Herzen nehmen, die
veralteten Ideologien verhaftet sind und auf
ihr Konto buchen, was ihnen in jahrzehnte-
langem Kampf abgerungen werden mußte.

Von besonderer Wichtigkeit ist wohl, daß
die Gewerkschaften endlich als das respektiert
werden, was sie sind: Eine Organisation, die
dem Arbeitnehmer helfen will, die gesellschaft-
liche Stellung zu erlangen, die ihm ein Höchst-
maß an politischer Freiheit und wirtschaftlicher
Sicherheit gewährt. Wer den Gewerkschaf-
ten unlautere Absichten unterstellt und die
Schuld an sozialen Spannungen grundsätzlich
nicht bei sich, sondern immer nur bei anderen
sucht, der braucht sich nicht zu wundern, wenn
der Gedanke des Klassenkampfes neue Nah-
rung findet. Es wäre erfreulich, wenn die
Volkswirtschaftliche Gesellschaft die Öffent-
lichkeit davon überzeugen würde, daß sie ohne
Hintergedanken auf einen Ausgleich der so-
zialen Gegensätze und eine Verständigung mit
den Gewerkschaften hinarbeitet.

RICHARD BECKER
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